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Die politische Lage in Deutschland   
Steueroasen: Druck auf Panama erhöhen  

Integrationsgesetz und Terrorabwehr zügig voranbringen 

In diesen Tagen wird viel über die durch Re-
cherchen eines internationalen Journalisten-
netzwerks aufgedeckte Steuerhinterziehung 
und Geldwäsche bei über 214.000 Briefkas-
tenfirmen in Panama diskutiert. Auch in die-
ser Plenarwoche war dies ein Thema.  

Die ersten Schlussfolgerungen über die Ent-
hüllungen über versteckte Gelder in Panama 
bestätigen den von Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble eingeschlagenen Kurs. 
Fast 100 Staaten bekennen sich mittlerweile 
zu dem auf der Berliner Steuerkonferenz im 
Oktober 2014 vereinbarten neuen Standard 
für einen automatischen Informationsaus-
tausch über Finanzkonten. Danach beschaf-
fen sich die Staaten bestimmte Informationen 
von bei ihnen bestehenden Finanzinstituten 
und tauschen diese Daten jährlich mit ande-
ren Staaten und Gebieten aus. Zu den mel-
depflichtigen Informationen gehören u. a. Ka-
pitalerträge wie Zinsen, Dividenden, Einnah-
men aus bestimmten Versicherungsverträ-
gen, Guthaben auf Konten oder Erlöse aus 
der Veräußerung von Finanzvermögen. Be-
troffene Finanzinstitute sind u.a. Banken, 
Verwahrstellen, Makler und näher bestimmte 
Versicherungsgesellschaften. Nicht zuletzt 
durch die Initiative Wolfgang Schäubles ha-
ben wir in den vergangenen drei Jahren mehr 
erreicht als in den dreißig Jahren zuvor. Weil 
die nötige Transparenz nur durch internatio-
nale Zusammenarbeit auf der Basis einheitli-
cher Informationsmerkmale geschaffen wer-
den kann, müssen wir den Kreis an koopera-
tionswilligen Ländern weiter ausbauen. Wir 
erwarten, dass es auf dem nächsten G7-Gip-
fel in Japan für diesen Kurs weltweit noch 
mehr Unterstützung geben wird. Wolfgang 
Schäuble beabsichtigt zudem, auch schon 

über die Frühjahrstagung des Internationalen 
Währungsfonds weitere Impulse zu setzen. 

In der Innenpolitik müssen jetzt wichtige Vor-
haben vorangebracht werden. Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière bereitet ein In-
tegrationsgesetz und schärfere Regelungen 
zur Terrorismusbekämpfung vor. Am Mitt-
wochabend haben sich die Koalitionsspitzen 
bereits auf Vorgaben für solche Regelungen 
geeinigt.  

Die Integration der vielen Flüchtlinge und 
Migranten, die nach Deutschland gekommen 
sind, erfordert eine gewaltige Anstrengung 
von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Vor 
allem sind jedoch die Flüchtlinge und Migran-
ten gefordert, sich zu integrieren. Wer seinen 
Mitwirkungspflichten nicht nachkommt, muss 
künftig mit erheblichen Einschnitten rechnen. 
Die großzügigen Integrationsangebote, die 
es gibt, müssen auch wahrgenommen wer-
den. Deshalb ist es richtig, die Teilnahmever-
pflichtungen auszuweiten und frühzeitig in ei-
nem Orientierungskurs unsere Werte zu ver-
mitteln.  

Diese klare Linie des Forderns und Förderns 
machen die gestrigen Vorgaben für ein Integ-
rationsgesetz deutlich. Ein großer Fortschritt 
ist insbesondere, dass wir mit den Eckpunk-
ten zum ersten Mal zu einer Integrations-
pflicht gelangen, die auch Konsequenzen für 
das Aufenthaltsrecht von Flüchtlingen hat. 
Ein unbefristetes Daueraufenthaltsrecht wird 
es für sie in Zukunft nur noch geben, wenn 
Integrationsleistungen erbracht worden sind. 

Die Beschlüsse des Koalitionsausschusses 
machen deutlich, dass es für gelungene In-
tegration entscheidend auf den Beitrag des 
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Migranten ankommt. Hier werden die richti-
gen Schwerpunkte gesetzt, denn Angebote 
ohne Anreize werden wenig Erfolg haben.  

Ein weiterer wesentlicher Fortschritt ist es, 
die Aufenthaltsverfestigung auch bei Flücht-
lingen nur bei erbrachten Integrationsleistun-
gen zu gewähren und die Bildung von Ghet-
tos künftig durch eine Wohnortzuweisung 
auch bei anerkannten Asylbewerbern, die ih-
ren Lebensunterhalt nicht selbst sichern kön-
nen, zu gewährleisten. Zur erleichterten In-
tegration in den Arbeitsmarkt kann auf die 
Vorrangprüfung künftig dort verzichtet wer-
den, wo der Arbeitsmarkt dies erlaubt. Bei 
den Leistungen für Asylbewerber wird künftig 
gegen Missbrauch noch konsequenter vor-
gegangen werden und der Geldleistungssatz 
abgesenkt. 

Die Migrationsdebatte darf übrigens nicht von 
der erheblichen terroristischen Bedrohung 
ablenken, der sich auch Deutschland ausge-
setzt sieht. Deshalb ist es konsequent, dass 
wir den mit zahlreichen Maßnahmen in dieser 
Legislaturperiode bereits eingeschlagenen 
Weg weitergehen und unsere Sicherheitsbe-
hörden zusätzlich ertüchtigen. Dazu gehören 
zurecht auch Verbesserungen beim Informa-
tionsaustausch mit unseren Partnerstaaten. 

Die Bundesregierung hat in dieser Woche ei-
nen Gesetzentwurf eingebracht, der Alge-
rien, Marokko und Tunesien als sichere Her-
kunftsstaaten ausweist. Ziel dabei ist, Zu-
wanderung „aus asylfremden Motiven“ aus 
diesen Ländern zu reduzieren. Die gesetzli-
che Einstufung als sicherer Herkunftsstaat 
setzt voraus, dass in den betroffenen Staaten 
aufgrund der Rechtslage, der Rechtsanwen-
dung und der allgemeinen politischen Ver-
hältnisse gewährleistet ist, dass in diesen 
Ländern weder politische Verfolgung noch 
unmenschliche oder erniedrigende Bestra-
fung oder Behandlung stattfindet. 

Im Januar 2015 waren noch 900 illegal ein-
gereiste Migranten aus Algerien, Marokko 
und Tunesien im EASY-Erfassungssystem 
des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) erfasst. Im Dezember 2015 wa-
ren es dann bereits insgesamt 26 000. Dabei 
haben sich die Zahlen der Zuwanderer aus 

Marokko im Laufe des Jahres 2015 (Ver-
gleich Januar/Dezember) verzehnfacht, die 
Zahl der Tunesier nahezu verdoppelt und die 
Zahl der Algerier mehr als vervierfacht. Die 
Zahl derer, die letztendlich einen Schutzsta-
tus in Deutschland bekommen, ist jedoch äu-
ßerst gering.  

Die Einstufung sicherer Herkunftsstaaten als 
Mittel, die Zuzugszahlen einzudämmen hat 
sich bereits bei den Ländern des Westbal-
kans bewährt. Hier ging die Zahl der Migran-
ten nach der Einstufung von Albanien, Mon-
tenegro und dem Kosovo als sichere Her-
kunftsländer auf nahezu null zurück. 

 

Die Woche im Parlament  

Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiter-
bildung und des Versicherungsschutzes in 
der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslo-
senversicherungsschutz- und Weiterbil-
dungsstärkungsgesetz – AWStG). In 1. Le-
sung stärkten wir die Instrumente der berufli-
chen Weiterbildung im Recht der Arbeitsförde-
rung. Ziel ist der verbesserte Zugang von gering 
qualifizierten Arbeitnehmern sowie von Lang-
zeitarbeitslosen zu einer abschlussbezogenen 
Weiterbildung. Die Weiterbildungsförderung in 
kleinen und mittleren Unternehmen entwickeln 
wir fort, indem diese flexibilisiert wird. Zugleich 
verbessern wir den Versicherungsschutz in der 
Arbeitslosenversicherung für Übergangspro-
zesse am Arbeitsmarkt. 

Gesetz zur Einstufung der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien, des Königreichs Ma-
rokko und der Tunesischen Republik als si-
chere Herkunftsstaaten. Asylantragsteller aus 
Algerien, Marokko und Tunesien haben in fast 
allen Fällen keine Aussicht auf einen Schutzsta-
tus. Aus diesem Grund haben wir ein Gesetz in 
1. Lesung beraten, mit dem die Asylverfahren 
von Staatsangehörigen dieser Staaten deutlich 
beschleunigt werden können. Dadurch verkür-
zen wir deren effektive Aufenthaltsdauer in 
Deutschland und entlasten das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge, damit dieses seine 
Ressourcen besser nutzen kann.  

Gesetz zur Bekämpfung von Korruption im 
Gesundheitswesen. Mit dem Gesetzentwurf, 
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den wir in 2./3. Lesung beschlossen haben, füh-
ren wir zwei neue Straftatbestände der Bestech-
lichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen 
ein. Diese verbieten auf Nehmerseite Ärzten 
und Angehörigen von Heilberufen, Vorteile da-
für anzunehmen, dass sie bei der Verordnung 
oder der Abgabe von Arznei-, Heil- oder Hilfs-
mitteln, Medizinprodukten oder der Zuführung 
von Patienten oder Untersuchungsmaterial ei-
nen anderen im Wettbewerb unlauter bevorzu-
gen oder ihre heilberufliche Unabhängigkeit ver-
letzen. Darüber hinaus stärken wir die Bekämp-
fung der Korruption im Gesundheitswesen 
durch einen organisatorischen Rahmen im SGB 
V für einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch 
zwischen Krankenkassen, ihren Verbänden und 
kassenärztlichen Vereinigungen mit den Staats-
anwaltschaften, über die die Aufsichtsbehörden 
informiert werden müssen. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der Militärmission 
der Europäischen Union als Beitrag zur Aus-
bildung der malischen Streitkräfte (EUTM 
Mali). Seit Herbst 2015 hält der Waffenstillstand 
zwischen Rebellen und Regierung in Mali, den-
noch ist der malische Staat noch nicht in der 
Lage, sein Staatsgebiet vollständig zu kontrol-
lieren. Die deutschen Kräfte leisten im Rahmen 
der EU-Ausbildungsmission EUTM Mali einen 
Beitrag zur Wiederherstellung der militärischen 
Fähigkeiten der malischen Sicherheitskräfte. 
Wir haben den Antrag der Bundesregierung be-
raten, den Einsatz zu verlängern. Im Zuge der 
Übergabe der Missionsführung von Deutsch-
land an Belgien im Juli 2016 wird die deutsche 
Mandatsobergrenze von 350 auf 300 Soldaten 
gesenkt. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der EU-geführten 
Operation Atalanta zur Bekämpfung der Pi-
raterie vor der Küste Somalias. Mit der Ope-
ration ATALANTA sorgt Deutschland gemein-
sam mit seinen europäischen Partnern seit 
2008 für die Sicherheit vor der Küste Somalias. 
Seit Beginn der Mission sind die Piratenangriffe 
stark zurückgegangen, der letzte gelungene 
Überfall auf ein Handelsschiff erfolgte 2012. Die 
deutsche Beteiligung an der erfolgreichen Ope-
ration verlängerten wir nun auf Antrag der Bun-
desregierung. Die Personalobergrenze wird da-
bei verringert. Somalia bleibt allerdings eines 
der größten humanitären Krisengebiete. 

ATALANTA ist dabei neben Einsätzen wie 
EUTM Somalia oder der zivilen EUCAP 
NESTOR-Mission Teil einer Strategie, um den 
Aufbau eines funktionierenden Staates zu un-
terstützen und dadurch Ursachen für Armut und 
Flucht zu beseitigen. 

Erstes Gesetz zur Novellierung der Finanz-
marktvorschriften auf Grund europäischer 
Rechtsakte (Erstes Finanzmarktnovellie-
rungsgesetz – 1. FimanoG). In 2./3. Lesung 
haben wir einen Gesetzentwurf zur Umsetzung 
europarechtlicher Vorgaben zur verbesserten 
Transparenz sowie Integrität der Märkte und ei-
nes effektiven Anlegerschutzes beschlossen. 
Diese Vorgaben waren nach der Finanzkrise 
des Jahres 2008 erstellt worden. Der Gesetz-
entwurf sieht Änderungen bei der Marktmiss-
brauchsregulierung vor, die durch neuartige 
Handelsplattformen und technologische Neue-
rungen wie dem Hochfrequenzhandel erforder-
lich werden. Die Überwachung von Marktmiss-
brauch auf Warenderivatemärkte und bei 
Benchmarks wird dabei u.a. verbessert. Außer-
dem werden die Meldepflichten von Emittenten 
ausgeweitet und die Überwachungs- und Ein-
griffsbefugnisse der Aufsichtsbehörden ge-
stärkt. Gleichzeitig vereinheitlichen und ver-
schärfen wir die Möglichkeiten der Sanktionie-
rung im Falle des Insiderhandels und der Markt-
manipulation. Schließlich nimmt der Gesetzent-
wurf die notwendige Anpassung an die europä-
ische PRIIP-Verordnung vor, um so insbeson-
dere eine verbesserte Informationsgrundlage 
für Anleger bereitzustellen. 

Viertes Gesetz zur Änderung arzneimittel-
rechtlicher und anderer Vorschriften. Wir dis-
kutierten in 1. Lesung die Überführung europa-
rechtlicher Vorgaben für klinische Prüfungen in 
deutsches Recht, die zur Entwicklung und Zu-
lassung von Humanarzneimitteln notwendig 
sind. Dabei stellen wir sicher, dass besondere 
Schutzvorschriften, insbesondere für Minderjäh-
rige und nicht einwilligungsfähige Personen, 
aufrechterhalten werden. Darüber hinaus ver-
bessern wir u.a. die Nachverfolgung von Neben-
wirkungsmeldungen und die Informationslage 
bei Liefer- und Versorgungsengpässen von 
Impfstoffen. Auch regeln wir, wie im Koalitions-
vertrag vereinbart, dass eine Abgabe von ver-
schreibungspflichtigen Arzneimitteln grundsätz-
lich nur erfolgen darf, wenn die Verschreibung 
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nach einem direkten Arzt-Patienten-Kontakt 
ausgestellt wurde. 

Gesetz zur Aktualisierung der Strukturre-
form des Gebührenrechts des Bundes. In 1. 
Lesung beraten wir die Verlängerung der Frist 
zur Aufhebung bzw. Anpassung der bisherigen 
Gebührenregelungen im Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministeriums des Innern zum 1. Ok-
tober 2019. In den Zuständigkeitsbereichen der 
anderen Ressorts verschieben wir das Außer-
krafttreten der gebührenrechtlichen Bestimmun-
gen auf den 1. Oktober 2021. Dadurch gewähr-
leisten wir, dass der in der Strukturreform des 
Gebührenrechts des Bundes festgesetzte Ab-
stand zwischen dem Fristende des Zuständig-
keitsbereichs des Bundesministeriums des In-
nern und denen der übrigen Ressorts von zwei 
Jahren gewahrt bleibt. 

Die transatlantischen Beziehungen zu-
kunftsfest weiterentwickeln. Mit diesem An-
trag unterstreichen wir vor dem Deutschlandbe-
such von Präsident Obama Ende April die be-
sonderen Beziehungen zu Nordamerika. 
Deutschland und Europa sind mit keiner Region 
der Welt so eng verbunden wie mit dem nord-
amerikanischen Kontinent. Die Vereinigten 
Staaten und Kanada sind zentrale Verbündete 
und Freunde der Europäischen Union und 
Deutschlands. Beide Regionen verbinden nicht 
nur gemeinsame historische Erfahrungen, son-
dern auch gemeinsame Werte, die auf den Prin-
zipien von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Freiheit, Marktwirtschaft und Respekt vor dem 
Individuum gründen. Im Antrag betonen wir, 
dass eine starke transatlantische Partnerschaft 
angesichts der Herausforderungen und Bedro-
hungen für das westliche Wertemodell notwen-
diger denn je ist. 

Daten und Fakten 
Kreuzfahrtschiff-Werften im Aufwind. Laut 
einer Studie der Agentur für Struktur- und Per-
sonalentwicklung im Auftrag der IG Metall 
Küste sorgt der stark wachsende Markt für 
Kreuzfahrtschiffe für sichere Arbeitsplätze in 
Deutschland und Europa. Die Zahl der weltwei-
ten Aufträge habe sich mit aktuell 55 Schiffen 
innerhalb weniger Jahre mehr als verdoppelt. 
Davon entfallen etwa 30% auf deutsche Werf-
ten. Nachdem um 2013 asiatische Werften auf 
den Markt getreten sind und zwischenzeitlich 

einen Anteil von 8% erreichen konnten, wird 
momentan nur noch ein einziges Schiff in Asien 
gebaut, was einem Marktanteil von 2,8 % ent-
spricht. Verantwortlich für die europäische Do-
minanz seien vor allem der hohe Spezialisie-
rungsgrad und ein dichtes und wettbewerbsfä-
higes Zulieferernetz. In der deutschen Schiff-
bauindustrie arbeiten insgesamt rund 90.000 
Menschen, davon 15.600 Beschäftigte direkt 
auf den Werften. (Quelle: Agentur für Struktur- 
und Personalentwicklung) 
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